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352.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM FÜRSTENTUM
LIECHTENSTEIN ÜBER DIE ERGÄN-
ZUNG DES EUROPÄISCHEN ÜBEREIN-
KOMMENS ÜBER DIE RECHTSHILFE
IN STRAFSACHEN VOM 20. APRIL 1959
UND DIE ERLEICHTERUNG SEINER

ANWENDUNG

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und
zu Liechtenstein

in dem Wunsch, das Europäische Übereinkom-
men über die Rechtshilfe in Strafsachen *) — im
folgenden als Übereinkommen bezeichnet — im
Verhältnis zwischen den beiden Staaten zu ergän-
zen und die Anwendung der darin enthaltenen
Grundsätze zu erleichtern, sind übereingekommen,
einen Vertrag zu schließen, und haben zu diesem
Zweck als ihre Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich

Herrn Dr. Christian B r o d a ,

Bundesminister für Justiz der Republik Öster-
reich,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 41/1969

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und
zu Liechtenstein

Herrn Hans B r u n h a r t ,

Regierungschef des Fürstentums Liechtenstein.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen verein-
bart:

Artikel I

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens)

(1) Rechtshilfe nach dem Übereinkommen und
nach diesem Vertrag wird auch für Verfahren
wegen strafbarer Handlungen geleistet, deren
Bestrafung in dem Zeitpunkt, in dem um Rechts-
hilfe ersucht wird, in einem der beiden Staaten in
die Zuständigkeit eines Gerichtes und im anderen
Staat in die Zuständigkeit einer Verwaltungsbe-
hörde fällt.

(2) Die auf Grund des Absatzes 1 erbetene
Rechtshilfe kann abgelehnt werden, wenn die Tat
keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich
gezogen hat und der mit der Leistung der Rechts-
hilfe verbundene Aufwand im Verhältnis zu der im
ersuchenden Staat zu erwartenden Strafe nicht
gerechtfertigt wäre.

(3) Auf Ersuchen eines Gerichtes wird Rechts-
hilfe durch Zustellung von Schriftstücken, sofern
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der Empfänger zur Annahme bereit ist, auch gelei-
stet, wenn die dem Ersuchen zugrunde liegende
Handlung nach dem Recht des ersuchten Staates
nicht strafbar ist.

(4) Das Übereinkommen und dieser Vertrag
werden auch angewendet:

a) auf die Zustellung von Aufforderungen zum
Strafantritt oder zur Zahlung von Geldstra-
fen und Verfahrenskosten;

b) in Angelegenheiten der bedingten Strafnach-
sicht, der bedingten Entlassung, des Aufschu-
bes des Strafantritts oder der Unterbrechung
des Vollzuges;

c) in Gnadensachen;
d) in Verfahren über Ansprüche auf Entschädi-

gung für ungerechtfertigte Haft oder andere
durch ein Strafverfahren entstandene Nach-
teile, soweit nicht Bestimmungen anderer
zwischenstaatlicher Vereinbarungen anzu-
wenden sind.

Artikel II

(Zu Artikel 3 des Übereinkommens)

(1) Gegenstände, die aus der mit Strafe bedroh-
ten Handlung herrühren oder als Entgelt für solche
Gegenstände erlangt worden sind, werden zum
Zweck der Aushändigung an den Geschädigten
übermittelt, sofern dies nach dem Recht des ersuch-
ten Staates zulässig ist und nicht

a) die Gegenstände im ersuchten Staat als
Beweisstücke für ein bei einem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde anhängiges Ver-
fahren benötigt werden,

b) die Gegenstände im ersuchten Staat der Ein-
ziehung oder dem Verfall unterliegen oder

c) Dritte Rechte an ihnen geltend machen.

(2) Für ein Ersuchen nach Absatz 1 ist eine rich-
terliche Anordnung der Beschlagnahme nicht erfor-
derlich.

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingli-
che Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder
Steuerrechts wird der ersuchte Staat bei der Über-
mittlung von Gegenständen unter Verzicht auf
deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei denn,
daß der durch die strafbare Handlung geschädigte
Eigentümer der Gegenstände die Abgabe selbst
schuldet.

Artikel III

(Zu Artikel 4 des Übereinkommens)

(1) Auf Ersuchen der am Strafverfahren beteilig-
ten Behörden wird deren Vertretern sowie den son-
stigen Beteiligten und ihren Rechtsbeiständen die
Anwesenheit bei der Vornahme von Rechtshilfe-
handlungen im ersuchten Staat gestattet. Sie kön-
nen ergänzende Fragen oder Maßnahmen anregen.

Der Schutz nach Artikel 12 Absätze 1 und 3 des
Übereinkommens gilt sinngemäß für alle diese Per-
sonen.

(2) Zur Dienstverrichtung der Behördenvertreter
des anderen Staates bedarf es in der Republik
Österreich der Zustimmung des Bundesministers
für Justiz, im Fürstentum Liechtenstein der Zustim-
mung der Regierung.

Artikel IV

(Zu Artikel 5 des Übereinkommens)

Rechtshilfe durch Beschlagnahme von Gegen-
ständen oder Durchsuchung wird nur geleistet,
wenn die Bestrafung der dem Ersuchen zugrunde
liegenden Handlung in dem Zeitpunkt, in dem um
Rechtshilfe ersucht wird, in beiden Staaten in die
Zuständigkeit der Gerichte fällt.

Artikel V

(Zu Artikel 6 des Übereinkommens)

Auf die Rückgabe der in Artikel 3 Absatz 1 des
Übereinkommens erwähnten Beweisstücke und
Schriftstücke wird keinesfalls verzichtet, wenn
Dritte, die Rechte an ihnen geltend machen, dem
Verzicht nicht zustimmen.

Artikel VI

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens).

Artikel 10 Absatz 2 des Übereinkommens findet
auf alle Fälle der Vorladung eines Zeugen oder
Sachverständigen Anwendung. Diese Personen
können selbst einen Vorschuß nach Artikel 10
Absatz 3 des Übereinkommens verlangen.

Artikel VII

(Zu Artikel 11 und 12 des Übereinkommens)

(1) Ersucht einer der beiden Staaten darum, daß
eine bei ihm in Haft befindliche Person

a) bei der Erledigung eines Rechtshilfeersu-
chens im anderen Staat anwesend sein oder

b) zu diesem Zweck über das Hoheitsgebiet des
anderen Staates in einen dritten Staat beför-
dert werden soll,

so wird diesem Ersuchen entsprochen, wenn nicht
sicherheitspolizeiliche, den Zustand des Häftlings
betreffende oder vergleichbare Bedenken entgegen-
stehen.

(2) Für die Dauer des Aufenthaltes hat der Staat,
dem der Häftling nach Absatz 1 überstellt wird,
diesen in Haft zu halten. Er darf ihn wegen keiner
vor seiner Überstellung begangenen Handlung ver-
folgen.

(3) Der Häftling wird dem ersuchenden Staat
wieder übergeben, sobald der ersuchte Staat die
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erbetene Rechtshilfehandlung durchgeführt oder
den Häftling von dem dritten Staat wieder über-
nommen hat.

Artikel VIII

(Zu Artikel 13 des Übereinkommens)

(1) Der ersuchte Staat übermittelt von den
Sicherheitsbehörden des anderen Staates für
Zwecke der Strafrechtspflege erbetene Auskünfte
aus dem Strafregister in dem Umfang, in dem seine
Sicherheitsbehörden sie in vergleichbaren Fällen
erhalten könnten.

(2) Aus anderen Gründen als für Zwecke der
Strafrechtspflege werden auf Ersuchen der Behör-
den des anderen Staates Auskünfte aus dem Straf-
register in dem Umfang erteilt, in dem die Behör-
den des ersuchten Staates sie in vergleichbaren Fäl-
len erhalten könnten.

Artikel IX

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) In Zustellungsersuchen wird bei den Angaben
über den Gegenstand und den Grund des Ersu-
chens auch die Art des zuzustellenden Schriftstük-
kes sowie die Stellung des Empfängers im Verfah-
ren bezeichnet.

(2) Telefonische und telegrafische Ersuchen
bedürfen schriftlicher Bestätigung.

(3) Einem Ersuchen um Durchsuchung oder
Beschlagnahme von Beweisstücken oder Schrift-
stücken wird eine Ausfertigung oder beglaubigte
Abschrift der richterlichen Anordnung beigefügt.

Artikel X

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens)

(1) Soweit dieser Vertrag nichts anderes
bestimmt, können die Behörden der beiden Staaten
unmittelbar miteinander verkehren. Wird im
Zusammenhang mit einem Rechtshilfeersuchen
beantragt, die Anwesenheit eines Behördenvertre-
ters bei der Vornahme der Rechtshilfehandlung im
ersuchten Staat zu gestatten, so wird überdies eine
Abschrift des Ersuchens auf dem in Absatz 2 vorge-
sehenen Weg übermittelt.

(2) Ersuchen um Vornahme einer Durchsuchung
oder Beschlagnahme, um Übermittlung von Gegen-
ständen, um Überstellung oder Durchbeförderung
von Häftlingen werden durch den Bundesminister
für Justiz der Republik Österreich und durch die
Regierung des Fürstentums Liechtenstein übermit-
telt. In dringenden Fällen ist der unmittelbare Ver-
kehr zwischen den Justizbehörden zulässig, jedoch
wird überdies eine Abschrift des Ersuchens auf dem
in Satz 1 vorgesehenen Weg übermittelt.

(3) Die in Artikel VIII Absatz 1 dieses Vertrages
erwähnten Ersuchen werden durch den Bundesmi-
nister für Inneres der Republik Österreich und
durch die Regierung des Fürstentums Liechtenstein
übermittelt. Bei Gefahr in Verzug ist der unmittel-
bare Verkehr zwischen den Sicherheitsbehörden
und den in Absatz 4 genannten Strafregisterbehör-
den zulässig.

(4) Andere als die in Absatz 3 genannten Ersu-
chen um Übermittlung von Auskünften und Auszü-
gen aus dem Strafregister werden an das Strafregi-
steramt der Bundespolizeidirektion Wien einerseits
und an das fürstliche Landgericht in Vaduz ande-
rerseits gerichtet.

Artikel XI

(1) Wegen Handlungen, deren Bestrafung in bei-
den Staaten in die Zuständigkeit der Gerichte fällt,
unterstützen einander die Sicherheitsbehörden bei-
der Staaten im Rahmen und in entsprechender
Anwendung des Übereinkommens und dieses Ver-
trages durch

a) Fahndung,
b) Personenfeststellung,
c) Beschaffung und Erteilung von Auskünften.

Die Befragung von Personen zu diesen Zwecken
ist zulässig.

(2) Auf Veranlassung einer Justizbehörde des
ersuchenden Staates wird bei Gefahr in Verzug
Unterstützung auch durch polizeiliche Verneh-
mung, Durchsuchung und Beschlagnahme von
Gegenständen gewährt.

(3) Die Unterstützung nach diesem Artikel
erfolgt zwischen den in beiden Staaten bestehenden
Zentralbüros der Internationalen Kriminalpolizeili-
chen Organisation (INTERPOL).

Artikel XII

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens)

Die durch die Übermittlung von Gegenständen
zum Zweck der Aushändigung an den Geschädig-
ten (Artikel II) und durch die Überstellung oder
Durchbeförderung von Häftlingen (Artikel VII)
entstandenen Kosten werden vom ersuchenden
Staat erstattet.

Artikel XIII

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Anzeigen zum Zweck der Strafverfolgung
gemäß Artikel 21 des Übereinkommens können
von der zuständigen Staatsanwaltschaft des ersu-
chenden Staates unmittelbar an die zuständige
Staatsanwaltschaft des ersuchten Staates gerichtet
werden.

(2) Auf Grund einer nach Artikel 21 des Über-
einkommens übermittelten Anzeige eines Staates
werden die zuständigen Behörden des anderen
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Staates prüfen, ob nach dessen Recht eine strafge-
richtliche Verfolgung einzuleiten ist. Der Beurtei-
lung von Zuwiderhandlungen im Straßenverkehr
sind im ersuchten Staat die am Tatort geltenden
Verkehrsregeln zugrunde zu legen.

(3) Eine zur Einleitung eines Strafverfahrens not-
wendige Erklärung des Geschädigten (Antrag oder
Ermächtigung), die im ersuchenden Staat vorliegt,
ist auch im ersuchten Staat wirksam. Eine nur nach
dem Recht des ersuchten Staates erforderliche
Erklärung kann innerhalb einer Frist von zwei
Monaten nach Eingang der Anzeige bei der zur
Strafverfolgung zuständigen Behörde dieses Staates
nachgeholt werden.

(4) Die Anzeige hat eine kurze Darstellung des
Sachverhaltes zu enthalten. Ihr werden beigefügt:

a) die Akten in Urschrift oder Abschrift sowie in
Betracht kommende Beweisstücke;

b) eine Abschrift der nach dem Recht des ersu-
chenden Staates anwendbaren Strafbestim-
mungen;

c) bei Zuwiderhandlungen im Straßenverkehr
außerdem eine Abschrift der für die Beurtei-
lung maßgebenden Verkehrsregeln.

(5) Dem ersuchten Staat übermittelte Gegen-
stände oder urschriftliche Unterlagen werden spä-
testens nach Abschluß des Verfahrens zurückgege-
ben, soweit der ersuchende Staat auf die Rückgabe
nicht verzichtet.

(6) Die Behörden des ersuchenden Staates sehen
von weiteren Verfolgungs- oder Vollstreckungs-
maßnahmen wegen der angezeigten Tat gegen den
Beschuldigten ab, wenn

a) die verhängte Strafe oder vorbeugende Maß-
nahme vollstreckt oder erlassen oder ihre
Vollstreckung ganz oder teilweise ausgesetzt
oder verjährt ist;

b) der Täter aus anderen als verfahrensrechtli-
chen Gründen rechtskräftig freigesprochen
worden ist;

c) das Verfahren von einem Gericht oder einer
Strafverfolgungsbehörde aus anderen als ver-
fahrensrechtlichen Gründen endgültig einge-
stellt worden ist.

(7) Die durch die Anwendung des Artikels 21 des
Übereinkommens und dieses Artikels entstandenen
Kosten werden nicht erstattet.

(8) Dieser Artikel findet auch in dem in Artikel 6
Absatz 2 des Europäischen Auslieferungsüberein-
kommens vom 13. Dezember 1957 geregelten Fall
Anwendung.

Artikel XIV

(Zu Artikel 22 des Übereinkommens)

(1) Die Strafnachrichten werden mindestens ein-
mal vierteljährlich zwischen dem Bundesminister
für Inneres der Republik Österreich und der Regie-
rung des Fürstentums Liechtenstein ausgetauscht.

(2) Der Bundesminister für Justiz der Republik
Österreich und die Regierung des Fürstentums
Liechtenstein übermitteln einander auf Ersuchen in
Einzelfällen Abschriften strafgerichtlicher Erkennt-
nisse betreffend Staatsangehörige des ersuchenden
Staates, um diesem die Prüfung zu ermöglichen, ob
sie Anlaß zu innerstaatlichen Maßnahmen geben.

Artikel XV

(Zu Artikel 29 des Übereinkommens)

Kündigt einer der beiden Staaten das Überein-
kommen, so bleibt es zwischen ihnen weiterhin,
zunächst für zwei Jahre, in Kraft. Diese Frist
beginnt sechs Monate nach Eingang der Notifika-
tion beim Generalsekretär des Europarates. Sie gilt
stillschweigend als für jeweils ein Jahr erstreckt, es
sei denn, daß einer der beiden Staaten dem anderen
sechs Monate vor dem Ablauf der Frist schriftlich
mitteilt, er stimme einer weiteren Erstreckung nicht
zu.

Artikel XVI

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monates in Kraft, der auf den Austausch der Ratifi-
kationsurkunden folgt.

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder der beiden Staaten kann ihn
schriftlich auf dem diplomatischen Weg kündigen;
er tritt am ersten Tag des siebenten Monates nach
der Notifikation der Kündigung, spätestens aber zu
dem Zeitpunkt außer Kraft, zu dem das Europäi-
sche Übereinkommen zwischen den Parteien des
vorliegenden Vertrages außer Kraft tritt.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterschrieben und mit Siegeln ver-
sehen.

Geschehen zu Vaduz, am 4. Juni 1982, in zwei
Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Dr. Broda

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Brunhart
Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-

urkunde wurde am 9. Juni 1983 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. XVI Abs. 2 am 1. Sep-
tember 1983 in Kraft.

Sinowatz
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353.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM FÜRSTENTUM
LIECHTENSTEIN ÜBER DIE ERGÄN-
ZUNG DES EUROPÄISCHEN AUSLIEFE-
RUNGSÜBEREINKOMMENS VOM
13. DEZEMBER 1957 UND DIE
ERLEICHTERUNG SEINER ANWEN-

DUNG

Der Bundespräsident der Republik Österreich

und

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und
zu Liechtenstein

in dem Wunsch, das Europäische Auslieferungs-
übereinkommen *) — im folgenden als Überein-
kommen bezeichnet — im Verhältnis zwischen den
beiden Staaten zu ergänzen und die Anwendung
der darin enthaltenen Grundsätze zu erleichtern,
sind übereingekommen, einen Vertrag zu schlie-
ßen, und haben zu diesem Zweck als ihre Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich

Herrn Dr. Christian B r o d a ,

Bundesminister für Justiz der Republik Öster-
reich,

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und
zu Liechtenstein

Herrn Hans B r u n h a r t ,

Regierungschef des Fürstentums Liechtenstein.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen verein-
bart:

Artikel I

(Zu Artikel 2 des Übereinkommens)

(1) Die Auslieferung wird auch bewilligt, wenn
das Maß der noch zu vollziehenden Freiheitsstrafe
oder bei mehreren noch zu vollziehenden Freiheits-
strafen deren Summe mindestens drei Monate
beträgt.

(2) Wird eine Auslieferung nach Artikel 2
Absatz 1 des Übereinkommens bewilligt, so wird
die Auslieferung auch wegen anderer Handlungen
bewilligt, wenn diese in beiden Staaten mit einer
von einem Gericht zu verhängenden Strafe bedroht
sind.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 320/1969

(3) Mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeu-
gende Maßnahmen sind Freiheitsstrafen gleichzu-
setzen.

Artikel II

(Zu Artikel 7 und 8 des Übereinkommens)

(1) Der ersuchte Staat wird die Auslieferung
wegen einer strafbaren Handlung, die nach seinen
Rechtsvorschriften seiner Gerichtsbarkeit unter-
liegt, bewilligen, wenn wegen einer anderen straf-
baren Handlung ausgeliefert wird und die Aburtei-
lung wegen aller strafbaren Handlungen durch die
Justizbehörden des ersuchenden Staates im Inter-
esse der Wahrheitsfindung, aus Gründen der Straf-
zumessung und des Strafvollzuges oder im Inter-
esse der Resozialisierung des Rechtsbrechers
zweckmäßig ist.

(2) Absatz 1 ist bei der Entscheidung über die
Zustimmung zu einer Weiterlieferung sinngemäß
anzuwenden.

Artikel III

(Zu Artikel 9 des Übereinkommens)

(1) Die Auslieferung wird auch nicht bewilligt,
wenn die Handlungen in einem dritten Staat verübt
worden sind und dort darüber eine der in Artikel 9
des Übereinkommens erwähnten Entscheidungen
ergangen ist, sofern gegen diese Entscheidung
keine besonderen Bedenken bestehen.

(2) Ist im ersuchten Staat ein rechtskräftiges
Urteil ergangen, so wird dessenungeachtet unter
den Voraussetzungen des Artikels II Absatz 1 die-
ses Vertrages die Auslieferung bewilligt, wenn neue
Tatsachen oder Beweise die Wiederaufnahme des
Strafverfahrens rechtfertigen oder wenn die im
Urteil verhängte Strafe ganz oder teilweise nicht
vollstreckt ist.

(3) Die Auslieferung wird nicht abgelehnt, wenn
im ersuchten Staat nur wegen des Mangels der
eigenen Gerichtsbarkeit kein Strafverfahren einge-
leitet worden ist oder ein bereits eingeleitetes Straf-
verfahren nicht zu einer Verurteilung geführt hat.

Artikel IV

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens)

Für die Hemmung der Verjährung sind allein die
Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates maßge-
bend.

Artikel V

(1) Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie
steht der Auslieferung nicht entgegen, wenn die
strafbare Handlung der Gerichtsbarkeit dieses
Staates nicht unterliegt.

217



1674 142. Stück — Ausgegeben am 7. Juli 1983 — Nr. 353

(2) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird
durch das Fehlen einer Erklärung des Geschädigten
(Antrag oder Ermächtigung), die nach dem Recht
des ersuchten Staates zur Einleitung oder Fortset-
zung des Strafverfahrens erforderlich wäre, nicht
berührt.

Artikel VI

(Zu Artikel 12 des Übereinkommens)

(1) Ersuchen um Auslieferung oder Durchliefe-
rung werden, unbeschadet der Zulässigkeit des
diplomatischen Weges, für die Republik Österreich
durch den Bundesminister für Justiz, für das Für-
stentum Liechtenstein durch die Regierung gestellt.
Auch der sonstige Schriftverkehr zwischen den bei-
den Staaten findet auf diesem Wege statt, soweit
das Übereinkommen und dieser Vertrag nichts
anderes bestimmen.

(2) Einem Ersuchen um Auslieferung oder
Durchlieferung zur Vollstreckung sind die Unterla-
gen beizufügen, aus denen sich die sofortige Voll-
streckbarkeit des Erkenntnisses ergibt.

(3) In den Fällen des Artikels I Absatz 2 dieses
Vertrages kann dem Ersuchen anstelle eines Haft-
befehls oder einer gleichwertigen Urkunde im
Sinne des Artikels 12 Absatz 2 lit. a des Überein-
kommens die Urschrift oder eine beglaubigte
Abschrift einer richterlichen Urkunde beigefügt
werden, aus der sich der Sachverhalt ergibt. Das
gleiche gilt in den Fällen, in denen bereits ausgelie-
fert worden ist und nachträglich um Zustimmung
zur weiteren Verfolgung ersucht wird.

Artikel VII

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) Die bedingte Entlassung ohne eine die Bewe-
gungsfreiheit des Ausgelieferten einschränkende
Anordnung steht der endgültigen Entlassung
gleich.

(2) Im Sinne des Artikels 14 Absatz 2 des Über-
einkommens kann der ersuchende Staat auch Maß-
nahmen treffen, um 'die für ein Ersuchen um
Zustimmung nach Artikel 14 Absatz 1 lit. a des
Übereinkommens erforderlichen Unterlagen zu
erhalten. Zu diesem Zweck ist die Vernehmung des
Ausgelieferten und seine Vorführung zur Verneh-
mung zulässig. Nach der Stellung eines Ersuchens
um Zustimmung kann der Ausgelieferte bis zum
Eingang der Entscheidung über dieses Ersuchen im
ersuchenden Staat in Haft gehalten werden, wenn
nach dessen Rechtsvorschriften die Anordnung der
Haft an sich zulässig ist.

Artikel VIII

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens)

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiterlie-
ferung an eine andere Vertragspartei des Überein-

kommens oder an einen dritten Staat sind die in
Artikel 12 Absatz 2 des Übereinkommens erwähn-
ten Unterlagen beizufügen, die dem um Zustim-
mung ersuchenden Staat übermittelt worden sind.

Artikel IX

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens)

(1) Ersuchen um vorläufige Verhaftung können
gestellt werden

— auf österreichischer Seite durch die Gerichte,
die Staatsanwaltschaften sowie den Bundes-
minister für Justiz und den Bundesminister
für Inneres;

— auf liechtensteinischer Seite durch die
Gerichte, die Staatsanwaltschaft und die
Regierung.

(2) Die Angabe der strafbaren Handlung im
Ersuchen hat eine kurze Darstellung des Sachver-
haltes zu umfassen.

Artikel X

(Zu Artikel 17 des Übereinkommens)

Zugleich mit der Entscheidung nach Artikel 17
des Übereinkommens wird der ersuchte Staat auch
über die Zulässigkeit der allfälligen Weiterlieferung
entscheiden. Er wird diese Entscheidung allen
beteiligten Staaten bekanntgeben.

Artikel XI

(Zu Artikel 19 des Übereinkommens)

(1) Artikel 19 Absatz 1 des Übereinkommens
wird auch beim Vollzug einer vorbeugenden Maß-
nahme angewendet.

(2) Um die vorläufige Übergabe im Sinne des
Artikels 19 Absatz 2 des Übereinkommens kann
zur Durchführung dringender Prozeßhandlungen
ersucht werden. Die Prozeßhandlungen sind im
Ersuchen näher zu bezeichnen. Der Übergabe wird
nicht zugestimmt, wenn durch sie eine gerichtliche
Verfolgung im ersuchten Staat erheblich verzögert
oder erschwert wird. Nach Durchführung der Pro-
zeßhandlungen im ersuchenden Staat oder auf Ver-
langen des ersuchten Staates wird die übergebene
Person zurückgegeben.

(3) Im Falle der vorläufigen Übergabe wird die
übergebene Person im ersuchenden Staat für die
Dauer ihres Aufenthalts in Haft gehalten. Diese
Haft wird im ersuchten Staat angerechnet.

(4) Die durch eine vorläufige Übergabe im
Hoheitsgebiet des ersuchten Staates entstandenen
Kosten werden nicht erstattet.

Artikel XII

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens)

(1) Der ersuchte Staat gibt in den Fällen des Arti-
kels 20 Absätze 1 und 2 des Übereinkommens
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zugleich mit der Mitteilung über die Sicherstellung
von Gegenständen bekannt, ob die auszuliefernde
Person mit der unmittelbaren Rückgabe an den
Geschädigten einverstanden ist. Der ersuchende
Staat teilt dem ersuchten Staat so bald wie möglich
mit, ob er auf die Übergabe der Gegenstände unter
der Bedingung verzichtet, daß sie gegen Vorweis
einer Bescheinigung seiner zuständigen Justizbe-
hörde dem Geschädigten oder dessen Beauftragten
ausgehändigt werden.

(2) Im übrigen werden die in Artikel 20 Absatz 1
des Übereinkommens bezeichneten Gegenstände
oder gegebenenfalls das durch ihre Verwertung
erlangte Entgelt auch ohne besonderes Ersuchen,
wenn möglich gleichzeitig mit der auszuliefernden
Person, übergeben. Hinsichtlich der Gegenstände,
die der ersuchende Staat nach seiner Erklärung
nicht als Beweismittel benötigt, kann jedoch der
ersuchte Staat von der Übergabe absehen,

a) wenn der Geschädigte in diesem Staat seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat oder

b) wenn eine an der strafbaren Handlung nicht
beteiligte Person glaubhaft macht, sie habe
im ersuchten Staat daran gutgläubig Rechte
erworben, wenn ihre Ansprüche weder
befriedigt noch sichergestellt worden sind.

(3) Der ersuchende Staat ist berechtigt, von der
in Artikel 20 Absatz 4 des Übereinkommens vorge-
sehenen Rückgabe von Gegenständen an den
ersuchten Staat abzusehen, es sei denn, daß die
Bedingungen nach Absatz 2 lit. b vorliegen.

(4) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingli-
che Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder
Steuerrechts wird der ersuchte Staat bei der Über-
gabe von Gegenständen unter Verzicht auf deren
Rückgabe nicht geltend machen, es sei denn, daß
der durch die strafbare Handlung geschädigte
Eigentümer der Gegenstände die Abgabe selbst
schuldet.

Artikel XIII

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Für die Dauer der Durchlieferung hat der
darum ersuchte Staat die ihm übergebene Person in
Haft zu halten.

(2) Soll eine Person auf dem Luftweg durch das
Hoheitsgebiet eines der beiden Staaten ohne Zwi-
schenlandung befördert werden, so teilt der ersu-
chende Staat auch mit, daß die Person nach den
bekannten Tatsachen und den vorhandenen Unter-
lagen die Staatsangehörigkeit des überflogenen

Staates weder besitzt, noch in Anspruch nimmt. Er
teilt ferner mit, daß die Auslieferung nicht wegen
einer der in den Artikeln 3 bis 5 des Übereinkom-
mens bezeichneten strafbaren Handlungen oder
wegen einer Handlung erfolgt, die ausschließlich in
der Zuwiderhandlung gegen Monopolvorschriften
oder gegen Vorschriften über die Ein-, Aus- oder
Durchfuhr sowie die Bewirtschaftung von Waren
besteht.

Artikel XIV

(Zu Artikel 31 des Übereinkommens)

Kündigt eine der beiden Vertragsparteien das
Übereinkommen, so bleibt es zwischen ihnen wei-
terhin, zunächst für zwei Jahre, in Kraft. Diese
Frist beginnt sechs Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär des Europarates. Sie
gilt stillschweigend als für jeweils ein Jahr erstreckt,
es sei denn, daß eine der beiden Vertragsparteien
der anderen sechs Monate vor dem Ablauf der Frist
schriftlich mitteilt, sie stimme einer weiteren
Erstreckung nicht zu.

Artikel XV

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monates in Kraft, der auf den Austausch der Ratifi-
kationsurkunden folgt.

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder der beiden Vertragsstaaten kann
ihn schriftlich auf diplomatischem Weg kündigen;
er tritt am ersten Tag des siebenten Monates nach
der Kündigung, spätestens aber zu dem Zeitpunkt
außer Kraft, in dem das Europäische Auslieferungs-
übereinkommen zwischen den Parteien des vorlie-
genden Vertrages außer Kraft tritt.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterschrieben und mit Siegeln ver-
sehen.

Geschehen zu Vaduz, am 4. Juni 1982, in zwei
Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Dr. Broda

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Brunhart

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 9. Juni 1983 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. XV Abs. 2 am 1. Sep-
tember 1983 in Kraft.

Sinowatz
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354.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM FÜRSTENTUM
LIECHTENSTEIN ÜBER DIE UNTER-

BRINGUNG VON HÄFTLINGEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich

und

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und
zu Liechtenstein,

in dem Wunsch, die Beziehungen auf dem
Gebiet der Rechtshilfe zwischen den beiden Staa-
ten, die Mitglieder der Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom
4. November 1950, *) des Europäischen Ausliefe-
rungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 **)
und des Europäischen Übereinkommens über die
Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 ***)
sind, zu erweitern und zu vertiefen, sind übereinge-
kommen, einen Vertrag zu schließen, und haben zu
diesem Zweck als ihre Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich

Herrn Dr. Christian B r o d a ,
Bundesminister für Justiz der Republik Österreich,

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und
zu Liechtenstein

Herrn Hans B r u n h a r t ,
Regierungschef des Fürstentums Liechtenstein.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten nachstehende Bestimmungen verein-
bart:

Artikel 1

Die Republik Österreich wird nach den Bestim-
mungen dieses Vertrages dem Fürstentum Liech-
tenstein auf dessen Ersuchen Rechtshilfe leisten
durch

1. den Vollzug von Freiheitsstrafen und von vor-
beugenden Maßnahmen, die von einem Gericht des
Fürstentums Liechtenstein verhängt worden sind,
und

2. die Unterbringung von Personen, die auf
Grund der Anordnung eines Gerichtes des Fürsten-
tums Liechtenstein in Haft zu halten sind.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 210/1958
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 320/1969

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 41/1969

Artikel 2

Rechtshilfe nach Artikel 1 wird nur geleistet,
wenn dem Ersuchen eine Handlung zugrunde liegt,
die nach dem Recht beider Vertragsstaaten gericht-
lich strafbar ist.

Artikel 3

Rechtshilfe nach Artikel 1 wird nicht geleistet,

1. wenn dadurch die öffentliche Ordnung oder
andere wesentliche Interessen der Republik Öster-
reich verletzt werden;

2. wenn sie mit anderen völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen der Republik Österreich im Wider-
spruch steht;

3. wenn dem Ersuchen Handlungen zugrunde
liegen, die nach österreichischem Recht politischen
Charakter haben oder ausschließlich in der Verlet-
zung von Abgaben-, Monopol-, Zoll- oder Devi-
senvorschriften oder von Vorschriften über die
Warenbewirtschaftung oder über den Außenhandel
bestehen;

4. soweit eine von einem Gericht des Fürsten-
tums Liechtenstein verhängte Freiheitsstrafe oder
vorbeugende Maßnahme das nach österreichischem
Recht zulässige Höchstmaß übersteigt;

5. wenn die Verfolgung oder die Vollstreckung
nach dem Recht eines der beiden Vertragsstaaten
verjährt ist.

Artikel 4

(1) Ein österreichischer Strafanspruch wegen der
dem Ersuchen zugrunde liegenden oder einer ande-
ren vor der Übergabe begangenen Handlung steht
der Leistung der Rechtshilfe nach Artikel 1 nicht
entgegen. In diesem Fall dürfen während der
Dauer der Rechtshilfeleistung von den österreichi-
schen Behörden Verfolgungs- und Vollstreckungs-
maßnahmen gegen die übergebene Person nur mit
Zustimmung des Fürstentums Liechtenstein gesetzt
werden.

(2) Nach Beendigung der Rechtshilfeleistung ist
die übergebene Person den liechtensteinischen
Behörden zurückzustellen, es sei denn, das Fürsten-
tum Liechtenstein hat auf die Zurückstellung ver-
zichtet. Hat die gemäß Artikel 1 übergebene Per-
son nach der Übergabe in Österreich eine strafbare
Handlung begangen, so kann die Zurückstellung
aufgeschoben werden, bis dem österreichischen
Strafanspruch Genüge getan ist.

(3) Das Fürstentum Liechtenstein wird die
Zustimmung gemäß Absatz 1 erteilen und auf die
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Zurückstellung im Sinne des Absatzes 2 verzichten,
wenn nicht zwingende Gründe des liechtensteini-
schen Rechtes dem entgegenstehen. Die Zustim-
mung zur Strafverfolgung darf im Fall eines
begründeten österreichischen Ersuchens nicht ver-
weigert werden, wenn die Voraussetzungen für die
Bewilligung der Auslieferung vorliegen.

Artikel 5

(1) Entscheidungen des Vollzugsgerichts wäh-
rend des Vollzuges nach Artikel 1 Ziffer 1 sind, mit
Ausnahme der in Absatz 2 erwähnten, vom zustän-
digen österreichischen Gericht nach österreichi-
schem Recht zu treffen.

(2) Entscheidungen über

1. den Beitrag des Verurteilten zu den Kosten
des Strafvollzuges;

2. den Verfall von Geld und Gegenständen;

3. die Unterbrechung einer Freiheitsstrafe, den
Widerruf oder die Nichteinrechnung der außerhalb
der Strafhaft verbrachten Zeit in die Strafzeit;

4. die Nichteinrechnung einer im Hausarrest
zugebrachten Zeit in die Strafzeit;

5. den nachträglichen Aufschub des Strafvollzu-
ges;

6. den Ausgang im Hinblick auf die bevorste-
hende Entlassung, die Nichteinrechnung der Zeit
eines Ausganges oder der außerhalb der Strafe ver-
brachten Zeit in die Strafzeit;

7. die bedingte Entlassung und die damit zusam-
menhängenden Entscheidungen

stehen den liechtensteinischen Behörden zu.

(3) Im übrigen richtet sich der Vollzug nach
österreichischem Recht.

Artikel 6

Entscheidungen, die die Dauer der Unterbrin-
gung nach Artikel 1 Ziffer 2 betreffen, stehen den
liechtensteinischen Behörden zu. Im übrigen richtet
sich die Unterbringung nach österreichischem
Recht.

Artikel 7

Die Vertragsstaaten werden einander jeweils die
für die Entscheidungen nach den Artikeln 5 und 6
maßgebenden Umstände bekanntgeben und die
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung stellen.

Artikel 8

Die liechtensteinischen Behörden werden ein
Ersuchen nach Artikel 1 widerrufen, sobald nach
liechtensteinischem Recht die Gründe für den Frei-
heitsentzug entfallen sind.

Artikel 9

Flüchtet eine gemäß Artikel 1 den österreichi-
schen Behörden übergebene Person, so ist von den
österreichischen Behörden die Fahndung in Öster-
reich zu veranlassen und für die Verständigung der
liechtensteinischen Behörden Sorge zu tragen. Die
Einleitung der internationalen Fahndung obliegt
den liechtensteinischen Behörden.

Artikel 10

Die im Zusammenhang mit der Rechtshilfe nach
Artikel 1 erwachsenen Kosten werden der Republik
Österreich vom Fürstentum Liechtenstein ersetzt.
Die Art und Weise der Abrechnung sowie die
Höhe der zu ersetzenden Kosten werden von den
zuständigen Behörden einvernehmlich festgelegt.

Artikel 11

Jeder Vertragsstaat anerkennt bei der Vollzie-
hung dieses Vertrages das im anderen Vertragsstaat
gewährte Asyl.

Artikel 12

Das Fürstentum Liechtenstein wird auf Verlan-
gen der Republik Österreich eine gemäß Artikel 1
übergebene Person zurücknehmen, wenn die
Rechtshilfe beendet ist oder sich vorher ein Hinde-
rungsgrund im Sinne des Artikels 3 ergibt.

Artikel 13

(1) Ersuchen um Rechtshilfe gemäß Artikel 1
werden von der Regierung des Fürstentums Liech-
tenstein an den österreichischen Bundesminister für
Justiz gerichtet, der über die Bewilligung oder
Ablehnung der Rechtshilfe entscheidet. Im Fall der
Bewilligung hat der österreichische Bundesminister
für Justiz anzuordnen, in welchem gerichtlichen
Gefangenenhaus oder in welcher Anstalt die erbe-
tene Rechtshilfe zu leisten ist.

(2) Kann in besonders dringenden Fällen, insbe-
sondere wegen Gefahr für das Leben der zu über-
gebenden Person oder dritter Personen, ein Ersu-
chen gemäß Artikel 1 nicht rechtzeitig gestellt wer-
den, so können die liechtensteinischen Behörden
die unterzubringende Person dem Landesgericht
Feldkirch vorläufig übergeben. Der Präsident des
Landesgerichtes Feldkirch ordnet die unverzügli-
che Zurückstellung der vorläufig übergebenen Per-
son an, wenn der Grund für die vorläufige Über-
gabe nicht mehr besteht oder die Rechtshilfe nach
diesem Vertrag nicht zulässig ist.

(3) Soweit dieser Vertrag nichts anderes
bestimmt, können die zuständigen Behörden der
beiden Vertragsstaaten unmittelbar miteinander
verkehren.
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Artikel 14

(1) Die Organe eines Vertragsstaates dürfen die
zur Vollziehung dieses Vertrages erforderlichen
Handlungen auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates vornehmen und genießen dort den-
selben strafrechtlichen Schutz wie die Organe die-
ses Vertragsstaates.

(2) Den Organen ist das Tragen ihrer Uniform
sowie das Mitführen der erforderlichen Ausrü-
stungsgegenstände gestattet. Von der Waffe darf
jedoch nur im Fall der Notwehr Gebrauch gemacht
werden.

(3) Amtshaftungsansprüche aus Schäden, die
Organe des einen Vertragsstaates in Ausübung
ihres Dienstes im anderen Vertragsstaat verursa-
chen, unterliegen dem Recht und der Gerichtsbar-
keit des Vertragsstaates, als dessen Organe sie han-
deln, als ob die schädigende Handlung in diesem
Staat gesetzt worden wäre. In dieser Hinsicht sind
die Staatsangehörigen des Vertragsstaates, in dem
die schädigende Handlung gesetzt wurde, so zu
behandeln wie die Staatsangehörigen des anderen
Vertragsstaates.

(4) Für Ansprüche aus Absatz 3 ist in der Repu-
blik Österreich zur Entscheidung über die Klage
des Geschädigten und über die Klage auf Rücker-
satz gegen das schuldtragende Organ das Landes-
gericht Feldkirch, im Fürstentum Liechtenstein das
fürstliche Obergericht in Vaduz zuständig.

Artikel 15

Das Ersuchen gemäß Artikel 1 wird schriftlich
gestellt. Eine Urschrift oder beglaubigte Abschrift

(Kopie) der zu vollstreckenden gerichtlichen Ent-
scheidung sowie die sonst zur Beurteilung der
Zulässigkeit der Rechtshilfe erforderlichen Unterla-
gen sind anzuschließen.

Artikel 16

Personen, die nach diesem Vertrag dem anderen
Vertragsstaat übergeben werden, benötigen für den
Grenzübertritt weder ein Reisedokument noch
einen Sichtvermerk.

Artikel 17

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monates in Kraft, der auf den Austausch der Ratifi-
kationsurkunden folgt.

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder der beiden Vertragsstaaten kann
ihn schriftlich auf dem diplomatischen Weg kündi-
gen; er tritt am ersten Tag des siebenten Monates
nach der Notifikation der Kündigung außer Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterschrieben und mit Siegeln ver-
sehen.

Geschehen zu Vaduz, am 4. Juni 1982, in zwei
Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Dr. Broda

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Brunhart

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 9. Juni 1983 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 17 Abs. 2 am 1. Septem-
ber 1983 in Kraft.

Sinowatz


